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liebes Kontingent von Sitzen in der Verfassungge­
benden Versammlung eingeräumt. Freilich zeigt
die Reaktion von Frauenorganisationen, daß sie
beginnen, selbständig politische Initiativen zu er­
greifen und Anliegen zu artikulieren, die nicht im­
mer auf Regierungslinie liegen .36 Das ist ein Zei­
chen für Emanzipation, die sich mit der Zeit auch
noch stärker gegen das Regierungssystem richten 
kann.

Erstaunlich ist die relativ große Pressevielfalt mit­
samt einer relativen Pressefreiheit. Zwar gibt es
starke Behinderungen der Berichterstattung und
auch die gelegentliche Verfolgung von unliebsamen 
Journalisten, doch die Meinungsfreiheit in der
Presse ist insgesamt größer als es der Typ der politi­
schen Ordnung vermuten ließe. Die Verbreitung
der Presse ist jedoch weiterhin hauptsächlich auf 
Kampala konzentriert, und die wichtigeren elektro­
nischen Medien werden eindeutig von der Regie­
rung beherrscht. Doch gerade für die geistige Elite 
des Landes spielt die Presse eine wichtige Rolle.

Die wenigen Ansätze im Bereich der Organisation
der Zivilgesellschaft machen deutlich, daß demo­
kratische Prozesse noch keine breitere gesell­
schaftliche Basis haben. Es sind daher vor allem
die politischen Parteien, die als Träger demokrati­
scher Ideen auftreten. Ob das mittelfristig für die
Vertiefung des Demokratisierungsprozesses aus­
reicht, bleibt abzuwarten.

3. Tansania

In Tansania vollzieht sich der Prozeß der politi­
schen Öffnung und Demokratisierung und der
Entwicklung eines Mehrparteiensystems ver­
gleichsweise langsam - dafür aber weniger kon­
frontativ als in anderen Ländern Afrikas. Seitdem 
auf Empfehlung einer Kommission unter dem Vor­
sitz des Obersten Richters Nyalali im Jahr 1992
erste Schritte zur Beendigung des Ein-Parteien-
Systems und der Zulassung von anderen Parteien
sowie zur politischen Liberalisierung unternom­
men wurden, ist es zur Entstehung mehrerer neuer
Parteien gekommen. Allerdings haben seit dem 
Beginn des Öffnungsprozesses noch keine Wahlen 
stattgefunden, so daß die frühere Einheitspartei
CCM weiterhin allein das Parlament und die Re­
gierung beherrscht. Den ersten offenen Wettbe­
werb zwischen mehreren Parteien gab es bei den 
Kommunalwahlen im August 1994. Doch waren 
diese vor allem ein Beleg für den geringen Politi-

36 Vgl. z.B. die Zeitschrift mit dem programmatischen Ti­
tel „Arise“ der Organisation „Action for Development“ aus
Kampala, in der kontinuierlich politische Themen angespro­
chen werden.

sierungsgrad der Bevölkerung. Beispielsweise hat­
ten sich in der größten Stadt des Landes - Dar es
Salaam - nur zehn Prozent der Wahlberechtigten
in die Wahlregister eintragen lassen, und nur sechs
Prozent hatten dann auch tatsächlich abge­
stimmt .

D

37

ie weitgehend unkontrolliert agierende Regie­
rung und die CCM besitzen nur wenig Neigung,
die Oppositionsparteien und andere, sich ganz zö­
gerlich bildende gesellschaftliche Organisationen
an der politischen Macht teilhaben zu lassen. Die
Behinderungen der Opposition, verbunden mit an­
haltender Mißwirtschaft und Korruption, sind da­
her die prägenden Elemente des politischen Pro­
zesses .

E

38

in langjähriger Kenner des Landes stellte fest,
daß im Zuge der von außen induzierten Struk­
turanpassungsmaßnahmen und der damit verbun­
denen unterschiedlichen wirtschaftlichen Mög­
lichkeiten und Vorteile, insbesondere für die
„staatstragenden“ Gruppen „die Schichtung der
tansanischen Gesellschaft derzeit rasch voran­
schreitet und ... einzelne Gruppen immer weiter
Zurückbleiben und unter die Armutsgrenze fal­
len“ .39 Im Zuge dieses gesellschaftlichen Differen­
zierungsprozesses und der damit einhergehenden
Konkurrenzsituation besonders zwischen den In­
dem und den Afrikanern sei „ein noch keineswegs
ausgestandener Konflikt mit teilweise offenen,
meist aber verdeckten rassistischen Zügen“ er­
wachsen. Daneben wird von „Spannungen zwi­
schen Christen und Muslimen, die schon seit eini­
ger Zeit in nahezu allen Bereichen des öffentlichen
Lebens zunehmen“ ,40 berichtet. Die politischen
Auseinandersetzungen sind vor diesem Hinter­
grund geradezu moderat.

Aufgrund der Machtfülle der Regierung und des
geringen Organisationsgrades der Opposition be­
sitzen einerseits die Diskussionen und auch Kon­

37 Vgl. Gero Erdmann, Tanzania vor den Wahlen. Legiti­
mität und Probleme einer gesteuerten Demokratisierung,
Freiburg 1995; ders., Politische Transformation in Afrika:
Gesteuerte Demokratisierung in Tanzania - Probleme und
Perzeptionen auf dem Lande, Bochum 1^95.
38 Spektakulär war in diesem Zusammenhang die Ent­
scheidung der Regierungen Schwedens und Norwegens von
Anfang Dezember 1994, die Auszahlung weiterer, bereits
vereinbarter Entwicklungshilfe einzufrieren und die Zahlun­
gen von einer Auswechslung des bisherigen Finanzministers
abhängig zu machen. Das daraufhin erfolgte Kabinettsrevi-
rnement und die Ablösung des Premierministers brachten
allerdings lediglich ein Stühlerücken; der bisherige Premier­
minister verblieb ebenso wie der frühere Leiter des Finanz­
ressorts im Kabinett.
39 R. Hofmeier (Anm. 10), S. 88.
40 Ebd.,S.89ff.



flikte innerhalb der CCM eine große Bedeutung
für den politischen Prozeß. Andererseits ist das
Verhältnis zwischen dem Festland und Sansibar 
ein politisches Dauerthema, das in verschiedenen
Variationen und Intervallen die politische Diskus­
sion im Land anheizt. Innerhalb der CCM kommt
allmählich eine Diskussion über den Präsident­
schaftskandidaten in Gang, der die Partei in die für
Oktober 1995 vorgesehenen Präsidentschafts- und
Parlamentswahlen führen wird. Der aktuelle Präsi­
dent Ali Hassan Mwinyi kann gemäß Verfassung
nicht mehr kandidieren, und für den Nachfolger
gilt die Vorgabe, daß dieser - nachdem Mwinyi
von Sansibar kam und Moslem ist - möglichst vom
Festland kommen und Christ sein muß .41 Der frü­
here Staatspräsident Julius Nyerere, der noch im­
mer ein weitgehend ungebrochenes Ansehen als
„Vater der Nation“ genießt, scheint bei der Aus­
wahl des Präsidentschaftskandidaten ein gewichti­
ges Wort mitzureden.

Ebenso beteiligt sich Nyerere auch aktiv an der
Diskussion um eine eventuelle Neugestaltung der
Union zwischen Tanganjika und Sansibar. Ange­
sichts der ständigen Reibereien zwischen beiden 
Landesteilen hatte eine Gruppe von CCM-Abge-
ordneten vorgeschlagen, auch für Tanganjika eine
eigene Regierung zu bilden, die mit ähnlichen 
Rechten ausgestattet sein sollte wie die Sansibars, 
welche weitreichende Autonomierechte besitzen.
Von Nyerere und der CCM-Führung ist dies aber
deutlich zurückgewiesen worden, da man nicht an
dieses höchst sensible Thema der Ausgestaltung 
des Verhältnisses zwischen den beiden Teilen der
Union rühren will.

Zur Entwicklung des Parteiensystems

Die zaghafte politische Öffnung in Tansania
kommt am deutlichsten im Hinblick auf das Partei­
ensystem zum Ausdruck .42 Mitte 1994 waren 35
Parteien registriert, weitere 16 warteten auf ihre
Zulassung. Allerdings ist noch keine der Opposi­
tionsparteien im Parlament vertreten; bei allen 
Nachwahlen seit 1992 behauptete die CCM ihre
Mehrheit, wenn auch zum Teil mit bemerkenswer­
ten Einbußen.

Wichtigste Partei ist nach wie vor die CCM (Cham
Cha Mapinduzi). Sie war in zurückliegenden

41 Die Verfassung bestimmt, daß, wenn der Präsident vom
Festland kommt, der Vizepräsident von Sansibar stammen
muß und umgekehrt, so daß beide Unionsteile in der Staats­
spitze vertreten sind.
42 Vgl. Max Mmuya/Amon Chaligha, Towards Multiparty
Politics in Tanzania, Dar es Salaam 1992; dies., Political Par­
ties and Democracy in Tanzania, Dar es Salaam 1994 sowie
neuerdings G. Erdmann, Tanzania (Anm. 37).

Jahren die Einheitspartei innerhalb des gemäß 
Verfassung sozialistischen Staates. Allerdings gab
es zwei Richtungen, eine eher sozialdemokratische
und eine eher marxistische. Das hat der Partei
und ihrem Vorsitzenden Nyerere erlaubt, nach
vielen Seiten hin Kontakte und Beziehungen zu
unterhalten. In den letzten Jahren dagegen hat sich
CCM im Kontext der Exekution eines marktwirt­
schaftlich orientierten Strukturanpassungspro­
gramms ein liberales Image gegeben. Das ist inso­
fern durchaus glaubwürdig, als nicht wenige der
führenden CCM-Repräsentanten von den Privati-
sierungs- und Liberalisierungsmaßnahmen pro­
fitieren - wenn auch nicht immer in einer trans­
parenten und berechenbaren Weise. Über die
Massenorganisationen der Jugend, Frauen und
Eltern hat CCM eine Penetration des gesamten 
Landes erreicht und ist die am besten organisierte
politische und gesellschaftliche Kraft. Wo Über­
zeugungskraft und Leistung nicht ausreichen, um
sich die politische Vormachtstellung zu sichern -
was in den letzten Jahren immer weniger der Fall
ist -, nutzt CCM „rücksichtslos alle Vorteile ihrer
alleinigen Machtausübung im Staat, stellt sich
ihrerseits als Vorkämpferin für Reformen dar und 
überläßt den Oppositionsparteien nur gerade so
viel Spielraum, wie es die formellen Regeln eines
pluralistischen Systems erfordern“ *43 . Dieses Urteil
trifft zwar generell für die CCM zu, doch ist auch
festzustellen, daß innerhalb des Parlaments einige
CCM-Abgeordnete, die als Gruppe der 55 wieder­
holt mit alternativen Vorschlägen gegen die Regie­
rung von sich reden machten, den Part einer „Op­
position“ spielen.

Über Bedeutung und Stärke der Oppositionspar­
teien werden voraussichtlich erst die Wahlen Ende
1995 Aufschluß geben. Auf der Grundlage des
Kommunalwahlergebnisses, dessen Aussagekraft
durch die sehr geringe Wahlbeteiligung einge­
schränkt ist, läßt sich abschätzen, daß die Opposi­
tionsparteien zusammengenommen von etwa 35
bis 40 Prozent der Bevölkerung unterstützt wer­
den. Die Oppositionsparteien werden von der Re­
gierung stark behindert. Versammlungsverbote,
Prozesse gegen Oppositionspolitiker, der Aus­
schluß von den Massenmedien, die geringen Res­
sourcen, aber auch die geringen Erfahrungen und
dazu die überall gerade im Kontext von Trans­
formationsprozessen zu beobachtenden internen
Spaltungstendenzen, Rivalitäten und Auseinan­
dersetzungen erschweren den Oppositionsparteien
die Konsolidierung und die Möglichkeit, sich als
Alternative zur Regierung zu entwickeln und dar-

43 R. Hofmeier (Anm. 10).
t



zustellen. Wichtigstes gemeinsames politisches
Ziel der Opposition ist die Durchführung einer
umfassenden Verfassungsreform. Unter Berück­
sichtigung dieser Einschränkungen können die
Parteien Civic United Front (CUF) und Chama
Cha Demokrasia na Maendeleo (Chadema), beide 
mit eher wirtschaftsliberalen sowie National Con­
vention for Construction and Reform (NCCR), mit
eher sozialdemokratischen Vorstellungen, als wohl
bedeutendste Vertreter der Opposition gelten. Ge­
meinsam ist übrigens allen Parteien, daß jeweils
wenigstens ein Vizepräsident und ein stellvertre­
tender Generalsekretär von Sansibar stammen
muß. Offensichtlich gelingt ihnen trotz aller Rivali­
täten die Verständigung auf einen gemeinsamen
Präsidentschaftskandidaten.

Institutionelle Reformen

Weniger in der Öffentlichkeit diskutiert als in den
beiden Nachbarländern Kenia und Uganda, aber
mit der gleichen Dringlichkeit stellt sich in Tansa­
nia die Aufgabe einer umfassenden Reform der
Verfassung, die hier wie dort noch ganz auf das 
Ein-Parteien-System zugeschnitten ist. Noch im­
mer ist das Land gemäß Präambel der Verfassung 
ein „sozialistischer Staat“. Zahlreiche Bestimmun­
gen und Teile der Verfassung sind weiterhin auf
dieses Staatsziel ausgerichtet. Die punktuellen
Verfassungsänderungen seit 1992 haben daran bis­
her nichts geändert. Auch der Opposition ist es
noch nicht gelungen, die von ihr geforderte Ände­
rung der Verfassung zu einem breit diskutierten
Thema zu machen - abgesehen davon, daß die Op­
positionsparteien noch keine präziseren Vor­
schläge für konkrete Reformen entwickelt oder
vorgestellt haben. So sind interessanterweise bis­
her maßgebliche Impulse für Verfassungsreformen
entweder aus dem Reformflügel der CCM oder
aber vom Obersten Gericht gekommen. Zu erwar­
ten ist, daß nach den Wahlen des Jahres 1995 die
Diskussion um eine Verfassungsänderung wohl an 
Substanz gewinnen wird, weil die notwendige An­
passung des institutionellen Rahmens an die neue­
ren Entwicklungen innerhalb des politischen und 
Gesellschaftssystems ganz einfach unvermeidlich 
sind.

Die 1984 eingeführten „local governments“ werden
auch in Tansania im Kontext der institutioneilen
Reformen zum Thema werden. Es geht dabei zu­
nächst um die Erweiterung der Leistungsfähigkeit
dieser lokalen Verwaltungseinheiten. Dazu gibt es
bisher noch wenig Erfahrungen .44 Es ist jedoch ab-

44 Vgl. Suleiman Ngware/Martin Haule, The Forgotten
Level: Village Government in Tanzania, Hamburg 1993.

Zusehen, daß in den nächsten Jahren die Entwick­
lung der lokalen oder kommunalen Einheiten eine 
zunehmende Bedeutung erhalten wird.

Zur Entwicklung der Zivilgesellschaft

Eine eigenständige Demokratiebewegung wie in
Kenia oder auch Uganda hat es in Tansania vor 
dem Öffnungsprozeß nicht gegeben. Die Entwick­
lung unabhängiger gesellschaftlicher Organisatio­
nen war von der Einheitspartei unterdrückt wor­
den. Entsprechend gering war und ist der Grad der
Organisation der Zivilgesellschaft und entspre­
chend gering war und ist auch der soziale Druck
für Veränderung. Das spiegelt sich nicht zuletzt
auf der Ebene der Parteien wider.

Eine wichtige gesellschaftliche Massenorganisation
war bislang der Gewerkschaftsverband Wafany- 
akazi wa Tanzania (JUWATA), dessen Hand­
lungsspielraum aber dadurch eingeschränkt ist,
daß er der CCM angegliedert ist und die Führungs­
spitze vom CCM-Vorsitzenden ernannt wird.
Ebenso hat die CCM auch im Bereich der Jugend,
Frauen und Eltern die Entwicklung unabhängiger
Organisationen lange Jahre verhindert. Auch die
Medien sind stets sehr stark gegängelt worden, bei
entsprechender Förderung könnten sie einen wich­
tigen Part in einem Demokratisierungsprozeß spie­
len .45 Erst in jüngster Zeit gibt es Hinweise darauf,
daß insbesondere aus der - aufgrund der zurück­
haltenden Universitätspolitik - sehr kleinen akade­
mischen Mittelschicht Organisationen entstehen,
die als Sauerteig der Verbreitung demokratischer
Ideen wirken und mithelfen, Reformen voranzu­
treiben. Solche Organisationen sind beispielsweise 
die Tanganyika Law Society, die „Anwaltskam­
mer“, die sich sehr für politische Reformen ein­
setzt, oder die Christian Professionals of Tanzania
(CPT), ein Zusammenschluß christlich orientierter
Akademiker, die zum Teil verschiedenen Parteien
angehören und eine politische Reformdiskussion
über Parteigrenzen hinweg zu fördern versuchen.
Daneben entsteht allmählich ein Netz von Nicht- 
Regierungsorganisationen, die in vielen Bereichen
ebenfalls demokratische Ziele und Ideen verbrei­
ten. Zwar hat der Prozeß der Organisierung der
Zivilgesellschaft erst begonnen, doch dürfte es zu­
nehmend schwieriger werden, diesen Prozeß
ebenso wie den der politischen Öffnung und De­
mokratisierung insgesamt zu stoppen oder umzu­
kehren.

45 Vgl. Jörgen-Erik Klußmann, Die Rolle der Massenme­
dien im Demokratisierungsprozeß am Beispiel Tansania, in:
Communications, 18 (1993)2, S. 201 ff.



IV. Perspektiven der
Demokratieentwicklung

Die Aussichten auf einen raschen politischen Wan­
del oder gar eine Stärkung und Konsolidierung de­
mokratieorientierter Tendenzen und Strukturen
müssen im Falle von Kenia, Uganda und Tansania
mit Zurückhaltung beurteilt werden. Freilich ist
nicht zu übersehen, daß in diesen Ländern in den 
vergangenen fünf Jahren wichtige Prozesse in
Gang gekommen sind, die es unbedingt zu unter­
stützen gilt. Die verantwortungsbewußte Regie­
rungsführung ist eine wesentliche Voraussetzung
für die Überwindung der schwierigen wirtschaft­
lichen und sozialen Probleme46 - wobei es hierbei 
ganz entscheidend auf die Existenz einer freiheitli­
chen Gesellschaftsordnung ankommt. Es ist des­
halb wichtig, daß die westlichen Länder, die die
Regime in jenen Ländern jahrelang eher wider­
spruchslos unterstützt haben, nun ihre einmal ge­
zeigte Entschiedenheit bei der Einforderung von
politischer Öffnung und der Ausweitung sozialer
und auch politischer Partizipationsmöglichkeiten 
aufrechterhalten und in Zukunft nicht nur politi­
sche Reformen fordern, sondern auch honorieren
und entsprechende Verstöße dagegen sanktionie­
ren. Gerade im Fall Kenias sollte alles daran ge­
setzt werden, den einmal erreichten politischen
Fortschritt aufrechtzuerhalten.

Bei all dem geht es nicht um die Übertragung
„westlicher“ Vorstellungen und Standards auf afri­
kanische Kulturen. Auch in Afrika müssen indivi­
duelle Menschenrechte gelten. Das wird ja nicht
zuletzt von der politischen Opposition immer 
wieder eingefordert. Daß Partizipation und Demo­
kratie verschiedenartige Ausdrucks- und Gestal­
tungsformen finden können und daß bei der
Neugestaltung politischer und gesellschaftlicher
Ordnung solche Traditionen zu berücksichtigen 
sind, welche die freiheitliche Selbstbestimmung
begünstigen, ist unbestritten. Ebenso offensicht­
lich ist es, daß die Transformationsprozesse ihre
Zeit brauchen. Doch die Regime sollten dem Wan­
del zur Demokratie Platz einräumen - und die
westliche Entwicklungshilfe muß das behutsam,
aber entschieden unterstützend begleiten.

Denn auch in den afrikanischen Gesellschaften kön­
nen trotz der komplexen Überlappung von sozio-
ökonomischen Defiziten und in der politischen Kul­

46 Vgl. Adrian Leftwich, Govemance, the State and the
Politics of Development, in: Development and Change, 25
(1994), S. 363ff.

tur verankerten und nur in langfristigen Prozessen 
veränderbaren Entwicklungsbarrieren verschie­
dene Maßnahmen durchaus dazu beitragen, die De­
mokratieprozesse zu stärken. Dazu gehören z. B. die
Erprobung föderaler und kollegialer oder konkor­
danzdemokratischer Regierungsformen; die Erpro­
bung neuer Formen lokaler Partizipation und die
Stärkung der örtlichen Selbstverwaltung; die Dere­
gulierung der Verwaltung und die Dezentralisierung
der Entscheidungsebenen und Zuständigkeiten; die
Verbesserung des Rechtsstaates für die Masse der
Bevölkerung; der Schutz des Rechts auf Eigentum 
an Grund und Boden für Kleinbauern und die
Bewohner der Stadtränder sowie nicht zuletzt die
Stärkung der Rolle der Frauen, was in vielen afrika­
nischen Gesellschaften trotz zahlreicher fortschritt­
licher Organisationen noch eine Menge Sprengstoff
enthält; das Beharrungsvermögen traditioneller
Einstellungen darfgerade in diesem Punkt nicht un­
terschätzt werden (auch wenn neuerdings die Welt­
frauenkonferenz in Peking nicht zuletzt für Afrika
wichtige Orientierungen gegeben hat).

Zu den wichtigen Aufgaben gehört weiterhin die
Verbreitung der Kenntnisse von Werten und Insti­
tutionen repräsentativer Demokratie sowie die An­
passung des Bewußtseins und der Lebensstile insbe­
sondere der privilegierten Bevölkerungsschichten
an das Prinzip der sozialen Demokratie. Das alles
sind Themen und Gestaltungsformen, die nicht ad
hoc eingeführt und erfolgreich angewendet werden 
können. Notwendig ist daneben selbstverständlich
die Fortsetzung wirtschaftlicher Strukturanpas­
sungsmaßnahmen mit der weiteren Privatisierung
und Deregulierung des „Beutestaates“.

Bei all diesen Maßnahmen ist Entwicklungshilfe ge­
fordert, die nicht wertneutral sein kann, sondern 
politisch und wertbezogen sein muß. Insbesondere
die deutschen politischen Stiftungen leisten dazu im
Rahmen ihrer entmcklungspolitischen Zusammen­
arbeit zur Förderung von Demokratie und an sozia­
len und marktwirtschaftlichen Vorstellungen orien­
tierten Wirtschaftsordnungen einen wichtigen
Beitrag. Durch Bildungsmaßnahmen tragen sie zur 
Verbreitung demokratischer Ideen und Konzepte
bei. Mit der Unterstützung reformorientierter
Kräfte fördern sie den Aufbau von Organisationen
der Zivilgesellschaft. Durch Beratung vermitteln
sie Kenntnisse und Erfahrungen (etwa im Kontext
von Verfassungsreformen) und helfen, Reformdis­
kussionen zu versachlichen. Das ist keine Einmi­
schung; es geht dabei nicht um die Übertragung
eines westlichen oder gar deutschen „Modells“ auf 
die afrikanische Realität, sondern um die Durchset­
zung universaler Werte, wonach sich auch in Afrika 
viele Menschen sehnen.



Glenn Brigaldino

Effektive Formen der
Entwicklungszusammenarbeit in Afrika

I. Einleitung

Seitdem die meisten Industriestaaten ihre entwick­
lungspolitischen Anstrengungen vermindert haben
und die Lücke zwischen geleisteter Entwicklungs­
hilfe und der Zielmarke von 0,7 Prozent des Brutto­
sozialproduktes immer weiter auseinanderklafft,
wächst das Interesse an einer Effektivitätsdebatte
in der Entwicklungskooperation.

Es besteht tatsächlich ein beachtlicher Nachholbe­
darf bei der Suche nach entwicklungspolitischen
Konzeptionen und Praktiken, die zu nachhaltigem
Erfolg und größerer Wirkung von Entwicklungs­
kooperation führen. Doch über diese prinzipielle
Zustimmung zur Notwendigkeit einer effektiven 
Entwicklungskooperation hinaus bedarf es einer
sachlichen politischen Diskussion, um zu aussage­
kräftigen Lösungsvorschlägen zu gelangen.

Zunächst sollte zwischen den politischen Interessen
an der Effektivitätsdebatte in der Entwicklungs­
kooperation und den tatsächlichen Mängeln des bi-
und multilateralen Kooperationsinstrumentariums
unterschieden werden. Schnell erkennt man, daß 
auf seiten der OECD-Länder ein politisches Inter­
esse daran besteht, Entwicklungshilfeleistungen ge­
nerell zu reduzieren und Finanztransfers stärker an
nationale Prioritäten zu knüpfen. Daß solche Prio­
ritäten, wenn überhaupt, nur wenig zur Steigerung
von Effektivität in der Entwicklungskooperation
beitragen, wird aus der Diskussion ausgeblendet.

Das Argument, wonach Ressourcen bisher ineffek­
tiv und verschwenderisch eingesetzt wurden, er­
weist sich schnell als durchsichtiger Versuch, die
nationale Klientel zu beeindrucken. Die politischen
und administrativen Hintergründe, die zur geringen 
Effektivität sowohl in den Entwicklungsländern als
auch im Norden selbst beigetragen haben, werden 
nur zu gerne übersehen.

In diesem Beitrag soll auf der Basis aktueller Fach­
meinungen und ergänzt durch Erfahrungen aus acht
afrikanischen Ländern versucht werden, die
Komplexität im Streben nach Effektivität in der

Entwicklungskooperation etwas aufzulösen. Kern­
themen, an denen das Bemühen um Steigerung der
Effektivität ansetzen sollte, werden benannt. Nicht
nur breite strukturelle Probleme sollen Erwähnung 
finden, sondern auch Hinweise zur Verbesserung
von Entwicklungsstrategien in spezifischen Koope­
rationsbeziehungen werden ansatzweise gegeben.

II. Erste Umrisse

Das Thema der Effektivität wird vorwiegend von
den Geberländem der OECD-Gruppe diskutiert,
und zwar in den bilateralen Administrationen, den 
multilateralen Organisationen der Gruppe und in
den von ihr dominierten internationalen Institutio­
nen. Seit 1992 sind Prinzipien für effektive Entwick­
lungshilfe durch den Entwicklungshilfe-Ausschuß
der 25 OECD-Staaten, dem DAC, formuliert wor­
den. Leitlinien für den effektiven Einsatz von Ent­
wicklungshilfe-Ressourcen sind somit vorgegeben;
woran es bis heute mangelt, ist nicht nur eine gerad­
linige Umsetzung der Prinzipien, sondern vor allem
der Einbezug der auf die Entwicklungsressourcen 
angewiesenen Länder und Zielgruppen in die Pla­
nung und Verwaltung von bereitgestellten Ressour­
cen.

Während es unter den Geberländern zumindest
konzeptionelle Vorstellungen darüber gibt, wie
Ressourcen effektiver eingesetzt werden sollten, 
bleiben Positionen aus den Empfängerländern zum
entwicklungspolitischen Nutzen der Formen und
Mittel der Zusammenarbeit weitestgehend unarti­
kuliert. Lediglich über Gremien der Vereinten Na­
tionen (z.B. UNCTAD, UNDP, UN-ECA) finden
solche Positionen einen zumeist politischen Aus­
druck .1

Dennoch erscheint es als sinnvoll und möglich, aus­
gehend von bestehenden Vorstellungen zur Ver-

1 So z.B. in der Pariser Deklaration der UNCTAD von
1992, wo unter Punkt 34 eine Liste von allgemeinen Vor­
schlägen zur Steigerung der Effektivität von internationaler
Entwicklungshilfe vorgestellt wird.



besserung von Effektivität, erste Umrisse der
komplexen Ziele und Inhalte zu zeichnen. Es sollte
dabei vermieden werden, gleich zu Beginn der
Debatte Definitionen von Effektivität zu geben. 
Denn in vielen Fällen ist es von praktischer Be­
langlosigkeit, Effektivität als abstraktes entwick­
lungspolitisches Ziel zu proklamieren. So mag es
beispielsweise als effektiv gelten, wenn es Ent­
wicklungsadministrationen in einer von Hungers­
not betroffenen Region gelingt, innerhalb kurzer
Zeit eine Verdoppelung der verteilten Lebensmit­
telrationen zu erreichen: Im konkreten Einzelfall
mag aber eine Steigerung der Tagesrationen von
500 auf 1000 kcal pro Person und Tag nichts daran
ändern, daß Leute weiterhin hungern .2

Ähnliche Schwierigkeiten stellen sich beim Ver­
such ein, Effektivität in nicht-Notsituationen quan­
tifizieren zu wollen. Schon alleine der Versuch, 
Effektivität unbedingt in absoluten Größenord­
nungen darstellen zu wollen, kann dazu führen,
daß hierfür beachtliche Mittel aufgewendet wer­
den müssen. Durch einen solchen Versuch gelingt
es vielleicht, eine breite Datenbasis zu schaffen, 
doch zur Entwicklung im betreffenden Land trägt
das nur sehr wenig bei .3

Deshalb ist es meiner Ansicht nach sinnvoll, bei
der Suche nach Definitionen von Effektivität sich
mit länderspezifischen Arbeitsdefinitionen zu be­
gnügen. Eine differenzierte Arbeitsdefinition, die
zunächst hilfreich sein kann im Bemühen, Effekti­
vität in der Entwicklungskooperation zu konkreti­
sieren, haben A. Hewitt u. a. vorgelegt. Sie verste­
hen unter Effektivität „...the measure to which
the objectives of the project or programme are
achieved. Efficiency is the measure to which the 
costs of a project or programme are related to its
results. Impact or significance is the measure to
which the project or programme had broader
effects on the social, economic, environmental and
other development indicators. Aid effectiveness is
the impact foreign aid has had on socio-economic
and environmental development.“4

2 Das UNHCR geht davon aus, daß 1500 kcal pro Person
und Tag als unterste Überlebensration zu gelten haben. Vgl.
UNHCR, Handbook for Emergencies, Genf 1982, S. 102.
3 Zur Rolle effektiver öffentlicher Haushaltsplanung in
Entwicklungsländern und deren verteilungspolitischen Be­
deutung vgl. Syedur Rahman/Khi Thai, Context of public
budgeting in developing countries, in: Ali Farazmond
(Hrsg.), Handbook of Comparative and Development Public
Administration, New York 1991, S. 405-418.
4 Adrian Hewitt u. a., Comparative Effectiveness and coor-
dination efforts of EU donors, Arbeitspapier für ein BMZ
Seminar in Feldafing, 11.11. 1994.

Indem diese Arbeitsdefinition von Kriterien er­
gänzt wird, die sich auf die Nachhaltigkeit, wie
auch auf die Sozial- und Umweltverträglichkeit
von Entwicklungshilfe beziehen, sollte eine An­
näherung an die Bedeutung von Effektivität in
konkreten Ländersituationen möglich sein. Das 
ist zwar immer noch leichter gesagt als getan,
doch stellt es zumindest einen Fortschritt gegen­
über Versuchen dar, Effektivität nur allgemein
zu definieren oder undifferenziert zu verwenden.
Effektivität sollte verstanden werden als ein
Oberbegriff, mit dem sowohl einzelne Projekte
und Programme der Entwicklungshilfe als auch, 
in vergleichender Weise, Beziehungen zwischen
Nord und Süd in der Entwicklungskooperation
untersucht werden können. Das Instrumenta­
rium, zumindest zur Teilbestimmung von Effekti­
vität, kann dabei sehr wohl auch aus dem 
Arbeitsfeld der Evaluierung von Entwicklungs­
kooperation entlehnt werden .5 Untersuchungen
zur Effektivität gewinnen allerdings sehr an Aus­
sagefähigkeit und Relevanz, insofern es gelingt,
Vorstellungen und Erfahrungen aus den Empfän­
gerländern selbst zu berücksichtigen.

In diesem Beitrag wird die These vertreten, daß
nur in solchen Fällen, in denen es gelingt, Einsich­
ten aus Entwicklungsländern in die Bestandsauf­
nahme und Analyse zu integrieren, sich Aussagen 
zur Effektivität sinnvoll an spezifischer entwick­
lungspolitische Realitäten annähern werden.

Im nächsten Abschnitt werden eine Reihe von Er­
fahrungen aus acht afrikanischen Ländern darge­
stellt. Im Rahmen eines laufenden Forschungspro­
jektes zur Effektivität von Entwicklungshilfe in
Afrika, in dem acht Fachinstitute aus OECD-Län-
dern Forschungsteams in acht afrikanischen Län­
dern unterstützen, haben erste Zwischenberichte
dieser Teams bereits auf eine Reihe von Kernfra­
gen aufmerksam gemacht, die zur Gewährleistung 
von Effektivität bedeutsam sind .6 Die methodi­
schen Probleme der Vergleichbarkeit der For­
schungsergebnisse bedürfen derzeit noch weiterer

5 Vgl. Lodewijk Berlage/Olaf Stokke, Evaluating Develop­
ment Assistance, London 1992.
6 Eine bis Ende 1995 laufende kollektive Studie zur Effek­
tivität von Entwicklungskooperation in Afrika hat im Mai
während eines Arbeitstreffens im italienischen Bellagio erste
Zwischenergebnisse debattiert und ausgewertet. Kernfrage
der Studie ist die Suche nach solchen Beziehungen in der
Entwicklungszusammenarbeit zwischen Geber- und Empfän­
gerländern, unter denen Effektivität vertieft werden kann.
Untersucht werden Beziehungen zwischen Sambia und den
skandinavischen Ländern, Botswana und den USA, Senegal
und Kanada, Ghana und Großbritannien, Burkina Faso und
Frankreich, Kenya und Japan, Tanzania und Dänemark so­
wie zwischen der Europäischen Union und Mali.



Überarbeitung, und die Analyse aller aus dem
Querschnitt der Untersuchungen hervorgegange­
ner Themen muß noch fortgeführt werden. Den­
noch weisen die ersten provisorischen Ergebnisse
auf Kernthemen hin, die von zentraler Bedeutung 
sind, um nachhaltige Verbesserungen in der Ent­
wicklungskooperation zu realisieren.

III. Afrikanische Erfahrungen*

Die Suche nach praxisnahen Erfahrungen, anhand
derer sich die Komplexität bei der Definierung und
Verwirklichung von Effektivität in der Entwick­
lungszusammenarbeit vermindern ließe, erweist
sich als schleppender Vorgang. In vielen Admini­
strationen der Geberländer wird an dieser Frage
gearbeitet, doch bisher noch mit nur mäßigem Er­
folg. Mit ein Grund hierfür könnte sein, daß eine
noch seltene oder gar mangelnde Berücksichtigung
der Erfahrungen aus den unterstützten Ländern
den Blick auf die volle Bandbreite der Problematik
einengt. Es ist ein häufiger Trugschluß unter Ent-
wicklungspolitikem aus den Ländern des Nordens,
Mängel in der Entwicklungskooperation und Pro­
bleme im Bemühen, Effektivitätsverbesserungen
zu erreichen, ausschließlich im Empfängerland ver-
orten zu wollen. Nach Jahrzehnten der Entwick­
lungskooperation erscheint dieses als opportun und
wenig selbstkritisch, da eigene Versäumnisse und 
Schwächen aus der Debatte um Effektivität einfach
ausgeblendet werden. Eine kritische Bestandsauf­
nahme der Entwicklungszusammenarbeit ist not­
wendig, die die Erfahrungen und Sichtweisen aus
den Empfängerländern selbst in die Analyse ein­
bezieht.

Durch die Untersuchung der Kooperationsbezie­
hungen zwischen acht afrikanischen Ländern mit
jeweils einem Hauptgeberland sind anhand der er­
sten Fallstudienergebnisse des genannten For­
schungsprojektes Schlüsselfragen zur Effektivität
von afrikanischer Seite aus formuliert worden. Aus 
diesen Ergebnissen lassen sich bereits Trendlinien
aufzeigen, die auf effektivitätssteigernde wie auch
mindemdende Faktoren in spezifischen Koopera­
tionsbeziehungen hinweisen und die zugleich über
Einzelfallerfahrungen hinauszuweisen scheinen.
Einige der Hauptthemen, die wiederholt mit Effek­
tivität in Verbindung gebracht wurden, sollen im
Folgenden kurz erötertet werden.

1. Prioritäten

Auf der Suche nach Erklärungen für Erfolge und
Mißerfolge in der Entwicklungszusammenarbeit 
fällt dem Planungs- und Managementsystem im
Entwicklungsland eine Schlüsselrolle zu. Dort, wo
relative Entwicklungserfolge zu verzeichnen sind,
erwies sich die Frage der Prioritätensetzung als zen­
tral. So existiert in Botswana ein integrierter Ent-
wicklungs- und Haushaltsplanungsprozeß, der es
ermöglicht, lokale Entwicklungsprioritäten zu defi­
nieren. Aus einem von diesem Land selbst vorge­
schlagenen Katalog von Entwicklungsvorhaben 
werden internationale Geberländer und Organisa­
tionen ersucht, jene Vorhaben auszuwählen, die sie
unterstützen wollen.

Schlagen Geberländer andere, für Botswana nicht-
prioritäre Kooperationsmaßnahmen vor, so wer­
den diese in aller Regel abgelehnt. Die Gesamt­
ressourcen der externen Kooperation werden 
institutionell zentral vom Finanz- und Planungs­
ministerium überwacht und in Übereinstimmung
mit den Entwicklungsprioritäten Botswanas zuge­
wiesen. Die sektorale Verantwortung ist den Fa­
chressorts zur inhaltlichen Vorbereitung und zur 
praktischen Ausführung zugeordnet.

Auch in den anderen Ländern der Untersuchungs­
gruppe sind die formalen institutionellen Voraus­
setzungen zur Prioritätensetzung der nationalen
Entwicklungsstrategie zumeist vorhanden. Doch 
mangels ausreichender lokaler Kapazitäten schei­
tert der Prozeß der praktischen Umsetzung der Ent­
wicklungspläne und der Realisierung der gesetzten 
Prioritäten oftmals. Zudem sind Schwächen bei der
Identifizierung der sinnvollsten Prioritäten festzu­
stellen. Somit ist die entwicklungspolitische Effek­
tivität der eingesetzten Ressourcen in den Ländern
Tanzania oder Mali geringer als im Falle Botswanas 
zu bewerten.

2. Instrumente und Durchführung

Welche Formen der Entwicklungshilfe genutzt und 
wie diese am effektivsten eingesetzt werden kön­
nen, sind stets Fragen, die länderspezifische Bedin­
gungen berücksichtigen müssen. Anhand der ersten
Eindrücke, die im Forschungsprojekt gewonnen
werden konnten, erscheint es als sehr sinnvoll, die
Auswahl der Kooperationsinstrumente und ihre
konkrete Anwendung präziser mit den vorhande­
nen Kapazitäten abzustimmen. Nicht in jedem
Land ist zu erwarten, daß ein eingesetztes Koopera­
tionsinstrument ähnlich effektiv wirkt wie im Nach­
barland. Denn es ist unabdingbar, neben der Priori­
tätenbestimmung auch eine Vorauswahl der mit
Aussicht auf Erfolg einzusetzenden Instrumente



vorzunehmen. Dabei geht es zunächst einmal
darum, solche Instrumente und Formen der Koope­
ration auszuwählen, für die im jeweiligen Entwick­
lungsland zumindest eine Grundkapazität existiert, 
um diese dann auch effektiv nutzen zu können. An­
dererseits muß auch berücksichtigt werden, daß 
nicht jedes Geberland die gleiche Kompetenz und
Erfahrung im Umgang mit allen Einzelformen der
Entwicklungshilfe in die Zusammenarbeit ein­
bringt.

Im Falle Ghanas zeigte sich, daß, verglichen mit
anderen bilateralen Gebern, japanische Entwick­
lungshilfe im Bereich der Infrastruktur am effek­
tivsten ist. Die japanische Unterstützung im Ge­
sundheitssektor hingegen scheint stark von
kommerziellen Interessen bestimmt zu sein. An­
dere Kooperationspartner wie die Weltgesund­
heitsorganisation (WHO) und unter den bilateralen
Gebern vor allem Großbritannien, orientieren sich
betont an Ghanas sektoralen Zielsetzungen. Somit
erfüllen sie die Ziele der Entwicklungszusammen­
arbeit in diesem Sektor effektiver als Japan.

3. Koordination

Auf die zentrale Rolle der Koordination von Ent­
wicklungshilfe wiesen alle Fallstudien hin. So zeigte
sich in Sambia, daß mangels effektiver Koordina­
tion innerhalb der institutionellen Strukturen des
Landes erfolgreiche Planung und Abstimmung mit
der nationalen Politik de facto verhindert wird. Ein 
entwicklungspolitisch sinnvoller Einsatz internatio­
naler Ressourcen wird nur selten erreicht. Dies hat 
dazu geführt, daß eine Reihe von Geberländern es
mittlerweile vorzieht, ihre Kooperationsvorhaben
weitgehend in Eigenregie durchzuführen. Eine 
nachhaltige Stärkung lokaler Management-Kapazi­
täten wird hierdurch nicht erreicht.

Das Problem schwacher nationaler Koordinations­
kapazität ist zwar verschiedentlich erkannt worden, 
und es wird auch versucht, institutioneile Schwä­
chen mittels Kapazitätsförderungsmaßnahmen zu
beheben. Doch in Sambia blieben die Erfolge sol­
cher Maßnahmen bisher eher bescheiden .7

7 Das von UNDP konzipierte und geförderte „National
Technical Cooperation and Assessments Programme“
(NATCAP) ist ein wichtiges Instrument zur Überwindung
von solchen Kapazitätsproblemen. Seit 1986 wird damit ver­
sucht, Entwicklungsländern bei der Planung und Nutzung
der Technischen Zusammenarbeit zu helfen und sie zur ef­
fektiven und koordinierten Anwendung dieses Koopera­
tionsinstrumentes in der Planung und Koordination der Ge­
samtentwicklungshilfe in die Lage zu versetzen. Vgl. Glenn
Brigaldino, Technical Cooperation in Sub-Saharan Africa,
in: Journal für Entwicklungspolitik, (1995) 2, S. 115-132.

Da eine Koordination auf verschiedenen Ebenen
der Entwicklungspolitik erforderlich ist, um ein
Optimum an Wirkung zu erzielen, erwies es sich
bisher als extrem schwierig, bedeutende Fort­
schritte zu realisieren. So kann Koordination einer­
seits innerhalb eines Regierungssystems erfolgen, 
andererseits aber auch zwischen diesem und den 
verschiedenen bi- und multilateralen Gebern.
Hinzu kommt die Dimension von Koordination un­
ter den Gebern selbst. Des weiteren müssen Sektor-
und Projektdimensionen der Koordination im Be­
mühen um Effektivität berücksichtigt werden. Ist es
somit bereits analytisch ein diffiziles Unterfangen,
Koordination zu bestimmen, erweist es sich in der
entwicklungspolitischen Praxis, unter Bedingungen 
überbeanspruchter oder oftmals fehlender lokaler
Kapazitäten, als fast illusorisch, Entwicklungsan­
strengungen in effektiver Weise zu koordinieren.
Sowohl auf der Empfänger- als auch auf der Geber­
seite mangelt es häufig an ausreichenden personel­
len und finanziellen Mitteln, um Koordination zu
einem zentralen Prozeß in der Entwicklungszusam­
menarbeit zu erheben .8

Am Beispiel Malis wurde ein effektivitätshemmen­
der Zwiespalt besonders deutlich. So sind erste
Fortschritte bei der Konsolidierung und Konzentra­
tion der Entwicklungsaktivitäten zu verzeichnen:
Sowohl zwischen den Gebern als auch zwischen die­
sen und der malischen Seite sind Fortschritte bei der
Koordination gemacht worden. Zugleich erweitern
sich aber die Themen der Kooperation, und es tre­
ten dadurch neue Kooperationsformen zu den alten
hinzu. Der lokale Kontext geringer Absorbtions­
und Umsetzungsfähigkeit besteht dennoch fort.
Entwicklungszusammenarbeit zwischen Mali und
den Geberländern bleibt somit nach wie vor von
starken Effektivitätsschwächen gekennzeichnet.

4. Eigenverantwortung

Das Prinzip der Eigenverantwortung in der Ent­
wicklungskooperation umzusetzen, bleibt ein
Hauptziel in den Beziehungen zwischen dem Nor­
den und dem Süden. Es dominiert aber leider im­
mer noch die Rhetorik über die konkrete Ausge­
staltung dieses Prinzips. Versuche der Geberlän­
der, zentrale Entscheidungen der Entwicklungszu­
sammenarbeit einseitig zu treffen und auch die
Durchführung der Vorhaben durch eigene Institu­

8 Vgl. hierzu Anne Krueger, Aid and development, Balti­
more 1989, S. 106: „Effective aid Coordination requires both
financial and human resources for the careful analysis of is-
sues and to carry out the logistics involved in any coordina­
tion effort. These staff and financial costs fall on both the
recipients and the donors.“



tionen zu realisieren, haben nur selten nachhaltigen
Erfolg gezeigt.

Zudem wird durch solche Versuche die Eigen­
verantwortung der lokalen Akteure mißachtet;
ihre Interessen werden ignoriert, afrikanische In­
itiativen und institutionelle Kapazitäten werden 
vernachlässigt und bleiben ohne ausreichende Ent­
faltungschancen. Erst allmählich erfolgen Verbes­
serungsbemühungen, die darauf abzielen, Eigen­
verantwortung vor Ort mit Effektivitätsnachweisen
für die Geber zu verbinden .9 Dirigistische Formen
der Entwicklungshilfe, vom Geber in Umfang und 
Dauer vorab bestimmt, passen schlecht zum Be­
kenntnis einer effektiveren Entwicklungskoopera­
tion. Eigenverantwortung und Dialog zwischen Ge­
ber- und Empfängerseite sollten stets Hand in Hand
gehen, wobei es hauptsächlich darauf ankommt,
wie eine solche Kooperation praktisch organisiert 
wird. Besonders wichtig ist ein hoher Grad an 
Transparenz im Entscheidungsprozeß der Zusam­
menarbeit, eine bestmögliche Nutzung einheimi­
scher Kapazitäten und ein weitestgehender dezen­
traler Entscheidungs- und Umsetzungsprozeß.

Im Verhältnis zwischen Tansania und Dänemark
zeigte sich, daß ein außerordentlich geringer Parti­
zipationsgrad Tansanias auf den Ebenen Projekt­
entwurf, Projektbegleitung und Evaluierung we­
sentlich zur geringen Effektivität der Kooperation
beiträgt. Die Studien verwiesen ebenfalls auf das
Fehlen von Eigenverantwortung. Die häufige Folge
hiervon ist, daß einheimische Projektverantwort­
liche sich bei der Projektidentifizierung durch die
Geberseite überfahren oder umgangen fühlen.
Gleichgültigkeit der lokalen Partner gegenüber
einer effektiven Realisierung der Entwicklungs­
ziele schleicht sich in die Zusammenarbeit ein.

Finnlands Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit
« Tansania spiegeln diese Einsicht wider. Eine vom

Finnischen Amt für Entwicklungskooperation in
Auftrag gegebene Evaluierung bestätigt, daß stär­
kere Partizipation und Übernahme von Verantwor­
tung durch Tansania mit zur Verbesserung der
Effektivität der Kooperationsanstrengungen beige-

9 Während des „Round Table 1994“ des European Centre
for Development Policy Management (ECDPM) wurde das
Thema „Partnership in Development Cooperation - How to
combine recipient ownership and donor responsibility“ von
Fachleuten und Praktikern der Entwicklungszusammenar­
beit intensiv erörtert. Noch scheint die Diskussion an diesem
zentralen entwicklungspolitischen Thema von der Geberseite
zwar interessiert verfolgt, aber erst halbherzig aufgegriffen
zu werden. Vgl. ECDPM, Policy Management Brief No. 3,
Partnership in the 1990’s, Maastricht, December 1994; dies.,

. Policy Management Brief No. 5, Capacity Development,
Maastricht, September 1995.

tragen hat. Weitere Fortschritte seien durch ver­
stärkte Bemühungen zu erwarten, einheimische
Kräfte mit Verantwortung zu betrauen .
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ie Schwierigkeiten, das Prinzip der Eigenverant­
wortung in der Entwicklungskooperation zu reali­
sieren, bestehen fort. Während eine allgemeine
Definition - im Sinne von Verantwortung und Kon­
trolle des gesamten Prozesses der Zusammenarbeit
durch die Empfängerseite - die Tragweite des Prin­
zips zu verdeutlichen vermag, bedarf es vor allem
noch der konkreten Handlungsvorgaben, wie eine
derartige Vertiefung zu erreichen ist. Dabei kann es
nützlich sein, auf die unterschiedlichen Ebenen für 
Eigenverantwortung hinzuweisen: nämlich auf die
der Projekte, die institutionell-organisatorische
Ebene der Kooperation, diejenige der politischen
Leitlinien und die der international-strukturellen
Rahmenbedingungen.

Bisherige Erfahrungen lassen den Schluß zu, daß es
einen Rückgang von der Projekt- hin zur internatio­
nalen Ebene in bezug auf die Eigenverantwortung
zu verzeichnen gibt. Betrachtet man die verschiede­
nen Ebenen als Bahnen der Zusammenarbeit, die
auf eine umfassende Eigenverantwortung der Emp­
fängerseite hindeuten, dann haben diese Ebenen
noch sehr unterschiedlich lange Wege bis zur Ziel­
geraden vor sich (s. Schaubild S. 43).

Eine effektive Entwicklungskooperation setzt an
allen vier Ebenen an. Die dabei eingesetzten Mittel
erweisen sich dabei als erfolgreich, nationale Ent­
wicklungsprozesse hin zur Eigenverantwortung zu
fördern. Allein die Förderung der Teilebenen in der
Beziehung zwischen Geber- und Entwicklungsland
reicht aber nicht aus, um nachhaltige entwicklungs­
politische Fortschritte zu erzielen. Das mag erklä­
ren helfen, weshalb selbst hundertprozentige Er­
folge in der Projektarbeit nicht ausreichen, um die
Entwicklungskooperation als insgesamt effektiv be­
werten zu können. Effektive Formen der Entwick­
lungskooperation müßten dazu beitragen, daß ein
nationaler Entwicklungsprozeß eigenverantwort­
lich und in nachhaltiger Weise realisiert wird. Die
Kapazitätslücken, die es dabei zu schließen gilt,
sind von Land zu Land verschieden.

Insofern es aber gelingt, die Entwicklungshilfean­
strengungen der Geberseite zueinander komple­
mentär zu gestalten und länderspezifisch zu koordi-

10 Als eine der Hauptschwächen der finnischen Entwick­
lungskooperation mit Tanzania gilt immer noch: „failure to
involve beneficiaries and their own institutions in a construc-
tive way in Identification, planning, Implementation and mo-
nitoring as well as to solve the ownership question“. Ministry
of Foreign Affairs, Evaluation of the Development Coopera­
tion between Tanzania and Finnland, Helsinki 1995, S. 22.



Schaubild: Ebenen einer effektiven Entwicklungszusammenarbeit
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nieren, werden nationale Entwicklungs- und Pla­
nungsprozesse effektiver als bisher begleitet wer­
den können.

5. Kapazitäten und Verfahren

Es konnte festgestellt werden, daß die einzelnen 
afrikanischen Länder in unterschiedlich starkem
Maße dazu in der Lage sind, Kooperationspro­
gramme mit ihren verschiedenen Gebern effektiv
umzusetzen. Ein Grund dafür ist darin zu suchen, 
daß Verfahrensunterschiede im Umgang mit den
Leistungen der einzelnen Geber den effektiven
Einsatz vorhandener Ressourcen erschweren.

So erhält z.B. Mali seit 1958 Unterstützung von der
EG/EU vorwiegend durch Mittel des Europäischen 
Entwicklungsfonds (EEF). Das Land hat seither
viele politische und ökonomische Turbulenzen 
durchlebt und ist auch heute noch nur unzureichend
darauf eingestellt, diese Mittel effektiv zu nutzen. 
Hauptsächlich sind die administrativen Schwächen
im Umgang mit Lomä-Ressourcen zurückzuführen
auf eine extreme Konzentration der Entscheidungs­
zuständigkeiten in Mali. Diese liegen fast aus­

schließlich in den Händen einer einzigen Person,
nämlich bei dem für die internationale Kooperation
zuständigen Direktor im Außenministerium, der
zugleich im Auftrag des Ministers die Exekutiv­
funktionen als „National Authorizing Officer“
(NAO) innehat.

Nachgeordnete Mitarbeiter der Abteilung sind nur 
selten in Entscheidungsabläufe einbezogen. Diese
institutioneile Schwäche wird noch verstärkt durch 
eine mangelnde Kompetenz, bereits unterschrie­
bene Abkommen verwaltungsmäßig abzuwickeln.
Zum Teil fehlt hierfür geeignetes Personal, oder
vorhandene Mitarbeiter erhalten erforderliche An­
weisungen zur Umsetzung der Abkommen erst mit
großer Verzögerung. Die praktische Umsetzung 
des Indikativ-Programmes für Mali wird meistens
von der EUrDelegation übernommen. Wesentliche
Teile der Projektvorbereitung wie das Bearbeiten
von Anträgen bis hin zur Bewilligungsreife werden 
von der EU-Delegation durchgeführt. Mangels
ausreichender Kapazitäten in Mali können diese
Aufgaben nicht eigenverantwortlich übernommen
werden. Solche Erfahrungen bestärken die Vermu­



tung, wonach es oft „administrative Schwächen
(sind) oder auch die zu geringe fachspezifische
Kompetenz in den AKP-Staaten, die die Vorberei­
tung, Durchführung und Evaluierung der Projekte
und Programme behindern. Ein schleppender Mit­
telabfluß ist die Folge, wodurch dringend benötigte
Ressourcen nicht oder nur unzureichend zum effek­
tiven Einsatz kommen.“
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uch für Ghana konnte festgestellt werden, daß 
Verantwortlichkeiten im Umgang mit Entwick­
lungsressourcen stark monopolisiert sind. Zumeist 
sind es nur wenige Entscheidungsträger in Schlüs­
selministerien, die bestimmen, wie die Mittel am
besten einzusetzen sind. Fachkompetenzen unterer
Ebenen werden nur unzureichend konsultiert. Der
Kreis, der mit Kriterien und Verfahren der Ent­
wicklungskooperation vertrauten Personen, ist
überaus eng. Dies hat zur Folge, daß Management­
kompetenzen auf mittleren Ebenen der Admini­
strationen wenig ausgeprägt sind. Erst allmählich
verringert sich diese Kapazitätsschwäche, beispiels­
weise im Zuge aktueller Bemühungen in Ghana,
die kommunale Ebene stärker in die Planung und in
die Durchführung international geförderter Pro­
jekte einzubeziehen.

Am Beispiel Botswanas wurde deutlich, wie sehr
Effektivität im Umgang mit Mitteln der Entwick­
lungshilfe von starken Managementfähigkeiten
abhängt. In Botswana ist es gelungen, externe Res­
sourcen in den regulären Haushaltsplan zu inte­
grieren. Es konnte vermieden werden, parallele 
Verwaltungsstrukturen eigens für die Entwick­
lungskooperation aufzubauen *12. Dies hatte zur 
Folge, daß der Umgang mit externen Ressourcen
den gleichen Verwaltungsregeln unterliegt, wie sie
für Botswanas eigene Haushaltsmittel gelten. Ent­
wicklungspolitische Aufgaben werden von densel­
ben Behörden durchgeführt, die auch für reguläre 
Staatsaufgaben verantwortlich sind. Ferner ist es in
Botswana gelungen, ausgebildetes und erfahrenes
einheimisches Personal im öffentlichen Dienst zu
halten; dort, wo nur in unzureichendem Maße Per­

11 Glenn Brigaldino, Neue Konturen der Zusammenarbeit
zwischen der EU und den AKP-Staaten, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 20/94, S. 33.
12 Auf die Wichtigkeit dieses Punktes wurde hingewiesen
von Abdul M. Osman, Managing aid and building national
capacity. Management development in Progress (UNDP),
Februar 1994: „the process of capacity building takes a long
time especially when the human resource base is very weak,
or there is no national commitment... the solution to absor-
bing foreign aid is not to build unsustainable, parallel
Systems, ft is to enhance existing national Systems and share
the tasks of managing external resources with other agents of
society ... as well as to simplify the delivery of external
assistance.“

sonal zur Verfügung steht, sind externe Berater der 
technischen Zusammenarbeit in die lokale Admini­
stration eingebunden.

IV. Kernthemen für Effektivität

Aus den in Afrika untersuchten Kooperations­
beziehungen lassen sich Erfahrungen ableiten, die
erste praktische Kriterien für eine effektive Ent­
wicklungszusammenarbeit an die Hand geben.
Aufgrund dieser ist es möglich, Schlüsselerfahrun­
gen aus der Zusammenarbeit der acht afrikanischen
Länder mit einem ihrer Hauptgeber zu benennen.
Durch eine Betonung dieser Kriterien mag es gelin­
gen, einen Basisansatz für effektive Zusammenar­
beit zwischen entwickelten und unterentwickelten
Ländern zu finden.

Die Themen, die es hierbei zu berücksichtigen gilt,
sind sehr vielfältig, wodurch es sich als kompliziert
erweist, konkrete Kooperationsbeziehungen zwi­
schen den Partnern anhand eines allgemeinen An­
satzes effektiver gestalten zu wollen. Drei Hauptka­
tegorien bieten sich hierzu an: strukturelle Themen,
politische Fragen und Management-Faktoren. Um
zu einem möglichst genauen Verständnis der Ein­
flüsse zu gelangen, die zur Effektivität in der Ent­
wicklungskooperation beitragen, ist es nötig, alle
drei Kategorien zur Formulierung von Reformvor­
schlägen heranzuziehen.

1. Strukturelle Themen

Zunächst sind wichtige strukturelle Themen zu
erörtern, um die volle Bandbreite der Einflüsse auf 
die Effektivität zu verdeutlichen. Diese eher lang­
fristigen Fragen beziehen sich häufig auf das all­
gemeine politische Umfeld im Entwicklungsland.
Offensichtlich wird ohne ausreichende politische
Stabilität auch die beste Entwicklungskooperation
kaum Früchte tragen können. Internationale
Rahmenbedingungen wie „terms of trade“, die
Schuldenfrage sowie die Handels- und Investi­
tionsströme entziehen sich weitestgehend der ein­
zelstaatlichen Einflußnahme. Wichtig ist zudem, 
die institutioneile Kapazität eines Entwicklungs­
landes zu stärken, um notwendige soziale und öko­
nomische Reformen realisieren zu können. Neben 
Fragen der administrativen und analytischen Ka­
pazitäten wird es darauf ankommen, solche staat­
lichen Institutionen zu stärken, die in ihrem Wir­
ken von gesamtgesellschaftlichen und nationalen 
Entwicklungspripritäten und -Strategien geleitet 
werden.



2. Politische Fragen

Oft kann die Lösung politischer Fragen zur Verbes­
serung der Effektivität in der Entwicklungszusam­
menarbeit beitragen. Es kann von entscheidender
entwicklungspolitischer Bedeutung sein, ob z.B.
die Regierung eines Sahel-Staates Nahrungsmittel-
Sicherheit als politische Priorität behandelt, oder
ob sie sich darauf verläßt, daß unterentwickelte
lokale Märkte und internationale Nahrungsmittel-
Nothilfe ausreichen, um potentielle Hungersnöte
abzuwenden.

Doch nicht nur ökonomische Aspekte sind zu be­
achten, sondern auch die Entscheidung, die Bil-
dungs-, Gesundheits- und Infrastrukturbereiche ge­
zielt zu fördern, ist eine politische Frage. Wie sie
beantwortet wird, hat beachtliche Auswirkungen
auf mittel- und langfristige Chancen zur Verbesse­
rung der Effektivität von Entwicklungsressourcen.
Fragen zur politischen Prioritätensetzung in Ent­
wicklungsländern sind keineswegs neu; sie werden 
fortwährend diskutiert. Insbesondere die Fragen 
über die Rahmenbedingungen der Entwicklungs­
kooperation sind es, die entscheiden, wie effektiv
beide Seiten ihre Zielvorstellungen erreichen.

Mittlerweile ist es fast schon allgemeine Praxis, daß 
bilaterale Geber nur mit jenen Ländern umfangrei­
che Programme vereinbaren, die sich damit einver­
standen erklären, Weltbank und IWF Struktur-
anpassungs-Maßnahmen umzusetzen. Zumeist
ergänzt ein ganzes Bündel offener, aber auch ver­
deckter Konditionen der Geberländer an ihre
„Partner“ diese Hauptauflage. Dem auf externe
Ressourcen angewiesenen Entwicklungsland blei­
ben kaum Alternativen zur Dynamik der Kondi­
tionen .

S
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icher ist es richtig, daß ohne demokratische Struk­
turen und eine Sicherung partizipativer und rechts­
staatlicher Grundnormen Entwicklungsfortschritte
nicht in nachhaltiger Weise möglich sind. In vielen
Entwicklungsländern sind zudem Reformen des
Wirtschaftssystems und des öffentlichen Sektors 
Grundvoraussetzungen für eine effektive Entwick­
lungskooperation. Doch ebenso wichtig ist es, die
Bindungen von Hilfsleistungen an kommerzielle In­
teressen des Geberlandes zu lösen und wirksame
Initiativen zu starten, um die anhaltende Bewe­
gungslosigkeit des Nordens bei Schuldenfragen zu
überwinden.

13 Zu Problematik der Konditionen in der Entwicklungszu­
sammenarbeit und den für die Effektivität damit verbunde­
nen negativen Auswirkungen vgl. Catrinus J. Jepma, Inter­
national Policy Coordination and Untying of Aid, Hants
1994.

Partnerschaftliche Beziehungen in der Zusammen­
arbeit zwischen Nord und Süd sollten eher dazu ge­
eignet sein, Schwächen bei der Realisierung von
entwicklungspolitischen Aufgaben erfolgreich zu
überwinden, als Programme, die in strenger Form
vom Geberland dirigiert werden. Die Bereitschaft
des Gebers, mehr Partnerschaft zu wagen, sollte in
jedem Falle mit einer intensiven Förderung der per­
sonellen und materiellen Kapazitäten in den einzel­
nen Entwicklungsländern einhergehen. Anstatt
Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit vorzu­
geben, kommt es darauf an, in einem offenen Dia­
log zwischen Geber- und Empfängerseite gemein­
same Interessen und Ziele in der Kooperation zu
definieren.

3. Management Faktoren

Aufder Programm- und Projektebene der Entwick­
lungszusammenarbeit lassen sich Erfolge bei der
Steigerung von Effektivität am unmittelbarsten er­
reichen. Anders als bei den beiden „globaleren“
Kemthemefi ist es auf der Ebene des Managements
konkreter Vorhaben im Entwicklungsland möglich,
Effektivitätsverbesserungen relativ schnell zu ver­
wirklichen. Neben den bekannten Forderungen
nach größerer Koordination von Entwicklungs­
aktivitäten ist das Gebot erhöhter Beteiligung ein­
heimischer Entscheidungsträger mit Priorität zu
behandeln .14 In allen Phasen der Entwicklungs­
kooperation ist eine möglichst hohe lokale Beteili­
gung, vor allem auch von konkreten Zielgruppen,
nicht nur wünschenswert, sondern auch eine wich­
tige Voraussetzung, um ein größtmögliches Maß
an Effektivität zu erreichen. Nicht in jedem Land 
ist es möglich, Entwicklungszusammenarbeit radi­
kal auf lokales Management umzustellen. Zu­
nächst könnte aber viel intensiver als bisher mit
diesem Ansatz experimentiert werden.

Auch wenn nicht überall ausreichendes qualifizier­
tes Personal zur Verfügung steht, kann es in vielen
Fällen gelingen, solches Personal auszubilden, es
angemessen zu entlohnen und mit Verantwortung
zu betrauen. Wird dieser Ansatz nicht ernsthaft
weiterverfolgt und gefördert, steht zu befürchten,
daß alles bleibt, wie es bisher war: mangelnde Ef­
fektivität in der Entwicklungskooperation wird
vielfach beklagt werden, konkrete Veränderungen
des etablierten Managementsystems bleiben je­
doch aus.

Im Entwicklungsland selbst müssen solche Verän­
derungen mit vorbereitet werden. So könnten Pro-

14 Vgl. Nicholas Maddock, Local management of aid-fun-
ded projects, in: Public Administration and Development, 12
(1992), S. 399-407.



jektdurchführung und finanzielle Rechenschafts­
pflicht stärker dezentralisiert werden; das würde in
vielen Fällen zu größerer Transparenz und be­
schleunigter Realisierung beitragen. Qualifika­
tionsbetonte Einstellungskriterien, ausreichend 
hohe Löhne sowie stärkere Delegation von Ent­
scheidungskompetenzen kommen hinzu. Verbes­
serungen im Haushaltssystem und eine Rationali­
sierung der Verteilungsschlüssel der zur Verfügung 
stehenden Ressourcen können in Angriff genom­
men werden.

Die Definierung dieser neuen Geberrolle steht erst 
am Anfang, und mehr Erfahrungen im Umgang
mit betont partnerschaftlichen Formen der Ent­
wicklungskooperation sind nötig. Auch wenn auf
den ersten Blick die Aussichten auf eine solche
Neuorientierung der Entwicklungskooperation
noch ungünstig sind, können Reformversuche
trotzdem von Erfolg begleitet sein, wie erste Er­
fahrungen aus Norwegen belegen .
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. Effektivität in Aussicht?

In die Debatten um die Zukunft der Beziehungen 
zwischen Nord und Süd droht sich eine lähmende 
Erschöpfung einzuschleichen. Zahlreiche interna­
tionale Konferenzen und Arbeitskreise befassen 
sich immer wieder mit bekannten Forderungen
nach Änderungen und Neuorientierungen in der
entwicklungspolitischen Praxis. Doch solche Ein­
helligkeit findet sich nur selten in der politischen
Praxis, wo es darum geht, Empfehlungen und For­
derungen umzusetzen und mit entwicklungspoliti-

15 Vgl. Proposals for changes in aid to developing coun­
tries, Grimstad, NORAD, September 1994.

sehen Strukturen und Modalitäten in Einklang zu
bringen.
Auf die Wichtigkeit - in allen Phasen der Entwick­
lungskooperation - die Empfängerseite stärker zu
beteiligen und mit Eigenverantwortung zu be­
trauen, wurde wiederholt hingewiesen. Änderun­
gen im Managementsystem von Projekten und
Programmen sind möglich; Schwerpunkte der 
Kooperation können durch die Beteiligung betrof­
fener Bevölkerungen sinnvoller festgelegt werden.

Die Geberseite macht es sich oft zu einfach,
Gründe für Effektivitätsschwächen vor allem im
Entwicklungsland selbst verorten zu wollen. Mo­
tive, Formen und Inhalte der Zusammenarbeit, die
die Entwicklungskonzepte und Strategien der
Geberinstitutionen anleiten, erweisen sich als mit­
verantwortlich für die geringe Effektivität. Aus in­
nenpolitischen Gründen ist es oftmals opportun,
Entwicklungszusammenarbeit als verschwende­
risch zu charakterisieren und generell in Frage zu
stellen. Im Falle der USA hat das inzwischen dazu
geführt, daß Mittelkürzungen bevorstehen, ob­
wohl die USA im OECD-Vergleich bereits jetzt
schon auf dem letzten Platz der Geberländer
liegen.

Aus den untersuchten afrikanischen Ländern kom­
men klare Hinweise, daß es nur zu einer Steige­
rung der entwicklungspolitischen Effektivität
kommen kann, wenn ernsthafte Versuche unter­
nommen werden, die Geber-Empfänger-Bezie-
hungen auf eine neue partnerschaftliche Grund­
lage zu stellen. Institutionelle Reformbemühungen
der sich um Demokratie und soziale Gerechtigkeit
bemühenden Entwicklungsländer erhielten somit
die längst überfällige Chance, internationale Ent­
wicklungshilfe in effektiver Weise als partner­
schaftlichen Beitrag zur Lösung ihrer Probleme 
einzusetzen.



Rainer Tetzlaff: Afrika zwischen Staatsversagen und Demokratiehoffnung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44-45/95, S. 3-13

Die politische und wirtschaftliche Entwicklung Afrikas nach dem Ende des Ost-West-Konflikts verlief wi­
dersprüchlich. Während sich 13 politisch relativ stabile Staaten positiv in Richtung auf nationale Aussöh­
nung, Demokratisierung (Aufbau eines Rechtsstaats) und marktwirtschaftliche Reformen (Strukturanpas­
sungsprogramme) verändert haben, bilden 17 Staaten eine Gruppe von Problemfällen, darunter zehn Bür­
gerkriegsstaaten. Ein Vergleich mit den Entwicklungserfolgen und -kosten zwischen Afrika südlich der
Sahara und den südasiatischen Armutsländem zeigt eine Tendenz zur globalen Marginalisierung Afrikas,
dessen Arbeitsproduktivität und Innovationspotential geringer ist als in anderen Weltregionen.

Drei zentrale Gründe für die insgesamt geringen Aussichten auf rasche Demokratisierungserfolge werden
behandelt: das Politikversagen des neo-patrimonialen Staates („bad governance“; Korruption; Repression),
die wirtschaftliche Unterentwicklung und Ressourcenknappheit, wobei in zunehmendem Maße nutzbare
Agrarflächen als Überlebensressource eine Konfliktursache darstellen (Ruanda); die relative Schwäche der
oppositionellen Kräfte der „civil society“ gegenüber dem neo-patrimonialen Staat sowie die politisierten in­
terethnischen Konflikte an der zerklüfteten Basis der Gesellschaft, die insgesamt wenig innere Kohäsion
aufweist. Der kultursoziologischen These wird besondere Aufmerksamkeit zuteil: nicht allein das politische
Versagen der Staatsklasse erkläre die Demokratiedefizite und Entwicklungsmißerfolge Afrikas, sondern
auch eine sozio-kulturell heterogene, neo-traditionelle Basis der Gesellschaft, die kaum noch durch Bande
der Reziprozität mit den Staatsorganen verbunden sei. Als langfristig gravierendstes Hindernis für Demo­
kratisierung und Entwicklung sind die Szenarien anzusehen, bei denen es zu einer permanenten Erosion
staatlicher Autorität (Staatszerfall) im Kontext zunehmender Verarmung der Bevölkerung kommt.

Sigrid Faath: Probleme der Demokratisierung in den Maghrebstaaten

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44-45/95, S. 14-23

Die Ausbreitung der Demokratie und in ihrem Gefolge des marktwirtschaftlichen Konzeptes hat mit der
Einleitung von Demokratisierungsprozessen in den südeuropäischen Staaten Anfang der siebziger Jahre,
die den Beginn der „dritten Demokratisierungswelle“ markieren, ihren Vormarsch angetreten und schließ­
lich Ende der achtziger Jahre auch die Maghrebstaaten Algerien, Marokko und Tunesien erreicht.
Die Überwindung der Unterentwicklung und die Modernisierung von Wirtschaft und Gesellschaft wurden
zwar von den Staatsführungen der Maghrebstaaten seit ihrer Unabhängigkeit angestrebt, Demokratie und
Marktwirtschaft waren jedoch nicht die ordnungspolitischen Konzepte, mit denen der Anschluß an die
Industriestaaten erreicht werden sollte. Erst als der Autoritarismus in eine Anpassungskrise geriet, deren
Bewältigung den Staatsführungen nurmehr durch strukturelle und institutionelle Veränderungen des politi­
schen wie des wirtschaftlichen Systems möglich schien, kam es zu Maßnahmen, als deren Ziel die marktwirt­
schaftliche Umorientierung der Wirtschaft und die politische Demokratisierung propagiert wurden.

Die politischen Transformationsprozesse, die Ende der achtziger Jahre eingeleitet wurden, stießen auf zahl­
reiche Hindernisse, die ihren Erfolg in den Maghrebstaaten beeinträchtigten. Die Einleitung von Demokra­
tisierung in Algerien 1989 muß bis auf weiteres als gescheitert gelten, in Tunesien und Marokko gestaltet sie
sich nach wie vor begrenzt und überlagert von staatlichen Kontroll- und Absicherungstendenzen gegen die
antisystemische Opposition, die derzeit in den Maghrebstaaten islamistisch orientiert ist. Rückgriffe auf das
autoritäre Instrumentarium fanden jeweils dann statt, wenn die Kontrolle des gewünschten politischen und
wirtschaftlichen Kurses durch die Aktivitäten antisystemischer Opposition gefährdet schien.



Wilhelm Hofmeister: Zwischen Beharrung und Wandel. Zur politischen Entwicklung in
Kenia, Uganda und Tansania

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44-45/95, S. 24-37

In Kenia, Uganda und Tansania hat seit Beginn der neunziger Jahre, gefordert von internationalen Ent-
wicklungshilfegebem und gefördert von einheimischen Oppositionskräften, ein Prozeß des allmählichen
politischen Wandels in Richtung Demokratisierung eingesetzt. In allen drei Ländern steht die Demokra­
tieentwicklung aber noch vor erheblichen Schwierigkeiten. Der Widerstand der traditionellen Machteliten
gegen eine politische Öffnung ist groß, wobei im Falle Kenias in den letzten Monaten sogar ein Rückfall in
bereits überwunden geglaubte autoritäre Verhaltensmuster zu beobachten ist. Andererseits sind die Kräfte
der Zivilgesellschaft (politische Oppositionsparteien, gesellschaftliche Gruppen) noch zu schwach und zu
wenig autonom, um Demokratieprozesse erzwingen bzw. anführen zu können.

Trotz dieser Beharrungstendenzen ist die Fortsetzung der politischen Öffnung eine Voraussetzung für eine
breitere soziale Modernisierung und die Überwindung der für Armut und Not verantwortlichen Strukturen.
Aufgabe der westlichen Entwicklungshilfe bleibt es daher, die politischen Transformationsprozesse aktiv zu
unterstützen.

Glenn Brigaldino: Effektive Formen der Entwicklungszusammenarbeit in Afrika

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44-45/95, S. 38-46

In fast allen OECD-Ländem ist ein Rückgang der offiziellen Entwicklungshilfeleistungen zu verzeichnen.
Im Bemühen, ihre entwicklungspolitischen Probleme zu lösen, müssen vor allem afrikanische Länder mit
geringeren finanziellen Mitteln auskommen. Zugleich ist vielerorts trotz jahrzehntelanger Hilfe eine Ver­
schärfung der Entwicklungsprobleme zu registrieren. Hierauf reagiert die Geberseite in zunehmendem
Maße mit der Forderung, die vorhandenen Ressourcen effektiver als bisher einzusetzen, damit entwick­
lungspolitische Fortschritte dennoch erzielt werden können.

Im Beitrag wird die These vertreten, daß die Qualität der Kooperationsbeziehungen zwischen Entwick-
lungs- und Geberland ausschlaggebend ist für die Effektivität der bereitgestellten Ressourcen. Anhand von
Zwischenergebnissen eines Forschungsprozesses zur Effektivität von Entwicklungszusammenarbeit in
Afrika versucht der Autor, die verschiedenen Ebenen zu verdeutlichen, auf denen Verbesserungen der
Effektivität ansetzen können. Es wird argumentiert, daß vor allem eine Stärkung von Management-, Pla-
nungs- und Dialogkapazitäten sowohl auf Empfänger- als auch auf der Geberseite erforderlich ist, um eine
nachhaltige Steigerung der Effektivität in der Entwicklungskooperation zu erreichen.


